
Betriebs-Berater // BB 6.2008 // 4.2.2008 229

Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Im aktuellen Beitrag zeigen Ensthaler/W�rmann drei Regelungsvarianten auf, wie ein im Fall der Ver�ußerung der Han-

delsvertretung ausscheidender Handelsvertreter im Hinblick auf seine nicht amortisierten (auch) markenspezifischen In-

vestitionen sowie die Verg�tung des von ihm geworbenen Kundenstammes zu behandeln ist. Die j�ngste BGH-Entschei-

dung zur Anfechtbarkeit von Globalzessionen ist Gegenstand des Entscheidungsreports von Tschauner/Desch.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Verpflichtung der GmbH-Gesell-

schafter zur �bernahme von Verlusten

Mit Hinweisbeschluss vom 22.10.2007 – II ZR

101/06 – f�hrte der BGH aus: Eine Verpflichtung

der Gesellschafter in der Satzung einer GmbH

zur �bernahme von Verlusten ist als Nebenleis-

tungspflicht unwirksam, wenn sie weder zeitlich

begrenzt ist noch eine Obergrenze enth�lt.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-229-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Stillschweigender Ausschluss des An-

spruchs auf Aufhebung einer Gemeinschaft

Mit Beschluss vom 12.11.2007 – II ZR 293/06 –

hat der BGH die bereits vom Reichsgericht sowie

heute teilweise in der Literatur vertretene An-

sicht best�tigt, dass der Anspruch auf Aufhe-

bung einer Gemeinschaft stillschweigend ausge-

schlossen werden kann.

Das Begehren auf Aufhebung der Gemeinschaft

kann nachder Senatsrechtsprechung imEinzelfall

schon dann eine unzul�ssige Rechtsaus�bung

darstellen,wenndieAufhebungderGemeinschaft

f�r den ihr widersprechenden Teilhaber eine be-

sondere H�rte bedeutet (Sen. Urt. v. 25.10.2004 –

II ZR 171/02, ZIP 2005, 27, 28 m.w.N.).

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-229-2

unter www.betriebs-berater.de

BGH:Zul�ssigeKundenbindungandasWerk-

st�ttennetz einesKfz-Herstellers durchAGB

Der BGH hat mit Urteil vom 12.12.2008 – VIII ZR

187/06–wie folgtentschieden: Gew�hrteinFahr-

zeughersteller Neuwagenk�ufern zus�tzlich zu

dengesetzlichenGew�hrleistungsrechten formu-

larm�ßig eine Garantie f�r die Haltbarkeit des

Fahrzeugs (hier: Durchrostungsgarantie), liegt

eine unangemessene Benachteiligung der Kun-

den (§ 307 Abs. 1 BGB) nicht darin, dass der Her-

stellerdieLeistungenausderGarantie zumZweck

der Kundenbindung von der regelm�ßigen War-

tungdesFahrzeugs in seinenVertragswerkst�tten

abh�ngigmacht.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-229-3

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Nutzungsentsch�digung bei Besch�di-

gung eines gewerblich genutzten PKW

Mit Urteil vom 4.12.2007 – VI ZR 241/06 – ent-

schied der BGH wie folgt: Steht nach Besch�di-

gung eines gewerblich genutzten Kraftfahrzeugs

dem Gesch�digten ein gleichwertiges Ersatzfahr-

zeug zur Verf�gung und werden ihm die Kosten

f�r dessen Anmietung erstattet, so kann ihm eine

Nutzungsentsch�digung schon mangels eines

f�hlbaren wirtschaftlichen Nachteils nicht zuge-

billigt werden.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-229-4

unter www.betriebs-berater.de

BGH:ZumZugangvonSchriftst�cken

Der BGH entschied mit Urteil vom 5.12.2007 –

XII ZR 148/05: Wird ein Schriftst�ck erst am

31.12. nachmittags in den Briefkasten eines B�-

robetriebes geworfen, in dem branchen�blich

Silvester nachmittags – auch wenn dieser Tag

auf einen Werktag f�llt – nicht mehr gearbeitet

wird, so geht es erst am n�chsten Werktag zu.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-229-5

unter www.betriebs-berater.de

OLG Celle: Kein pauschaler Verg�tungsan-

spruch der Bank f�r R�cklastschrift/

R�ckscheckmangels Deckung

Mit Urteil vom 7.11.2007 – 3 U 152/07 – ent-

schied das OLG Celle: Pauschale Verg�tungsklau-

seln f�r die Bearbeitung von R�cklastschriften

oder R�ckschecks mangels Deckung im Girozah-

lungsverkehr der Banken sind unzul�ssig, da die

Banken Kosten auf ihre Kunden abw�lzen, die

sie in erster Linie von der Gl�ubigerbank erstat-

tet verlangen k�nnen, in deren Auftrag sie auf-

grund des Lastschriftabkommens (bzw. des

Scheckabkommens), das auch dem Eigeninteres-

se der Banken dient, t�tig werden.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-229-6

unter www.betriebs-berater.de

OLG Frankfurt a.M.: Zur �berwachungspflicht

des Inhabers eines Internetanschlusses

gegen�ber Familienangeh�rigen

Mit Beschluss vom 20.12.2007 – 11W58/07 – hat

das OLG Frankfurt a.M. entschieden: Der Inhaber

eines Internetanschlusses ist nicht ohne weitere

Anhaltspunkte f�r eine zu erwartende Urheber-

rechtsverletzung verpflichtet, seine Familienan-

geh�rigen bei der Nutzung seines Anschlusses zu

�berwachen. Eine solchePflichtbestehtnurdann,

wenn der Anschlussinhaber konkrete Anhalts-

punkte daf�r hat, dass der Anschluss zu Rechts-

verletzungenmissbrauchtwerdenkann.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-229-7

unter www.betriebs-berater.de

Dazu demn�chst der Entscheidungsreport

von Kloth, White & Case LLP, Hamburg.

Gesetzgebung

Risikobegrenzungsgesetz: BMJ beabsichtigt

besseren Schutz von Kreditnehmern

Bundesjustizministerin Brigitte Zypries hat Vor-

schl�ge zumbesseren Schutz von Kreditnehmern

bei einem Verkauf ihrer Darlehensforderung vor-

gelegt, die am 23.1.2008 im Finanzausschuss des

Deutschen Bundestages mit Experten er�rtert

wurden. Die Vorschl�ge werden in das Gesetz zur

Begrenzung der mit Finanzinvestitionen verbun-

denen Risiken (sog. Risikobegrenzungsgesetz)

aufgenommen, das dem Deutschen Bundestag

bereits vorliegt.

Zypries’ Vorschl�ge im Einzelnen:

– Pflicht des Darlehensgebers zum Angebot

nicht abtretbarer Darlehensvertr�ge

– Verpflichtung des Darlehensgebers zu Folge-

angebot oder Hinweis auf Nichtverl�ngerung

des Vertrages

– Pflicht zur Anzeige der Abtretung der Darle-

hensforderung bzw. des Wechsels des Darle-

hensgebers

– Verbesserung des K�ndigungsschutzes bei

Grundst�cksdarlehen

– Nicht abtretbare Unternehmenskredite

– Verschuldensunabh�ngiger Schadensersatzan-

spruch bei unberechtigter Zwangsvollstre-

ckung aus einer vollstreckbaren Urkunde

Dazu in einer der kommenden Ausgaben der

Beitrag von Domke/Sperlich, Sparkassen- und

Giroverband Hessen-Th�ringen, Frankfurt a.M.

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. K. Jan Schiffer, Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich
Graf vonWestphalen, K�ln
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